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E X

Die Taͤtigkeit des Zentrums

in religioͤlen Fragen .

A. Freiheit der Keligions⸗Uebung .

t .

1. Der Toleranzantrag , der ſchon im Vorjahr ein⸗

bracht worden war , kam heuer zur Beratung in erſter

Leſung ; er wurde auch in
R8

Kommiſſion vollfſtär durch⸗

gearbeitet ; aber die zweite Leſung konnte im Plenum nicht

mehr ſtattfinden . Der Toleranzantrag des ! Zentrums hat

nicht weniger als vier Vorläufer im Reichsstage . Schon
als die Verfaſſung für den Norddeutſchen Bund geſchmiedet

wurde , da war es der altlutheriſche ſch leswigſche Paſtor

Schrader , der die Aufnahme eines Arti kels Vin die Ver⸗

faſſung welcher u. a. beſtimmte : „ Die Freiheit
des religiöſen Bekenntniſſes , der Vereinigung zu Religions⸗

geſellſchaften und der gemeinſamen häuslichen und öffent⸗

lichen Religionsübung wird gewährleiſtet . “ Der mecklen⸗

burgiſche Abgeordnete M . Wiggers ging teilweiſe in der⸗—

ſelben Richtung vor mit dem Antrage : „ In keinem

Bundesſtaate darf der Genuß der bürgerlichen und ſtaats —

bürgerlichen Rechte durch das religiöſe Bekenntnis bedingt
oder beſchränkt werden ! “ Als dritten Antragſteller in

dieſer Richtung findet man den Abgeordneten Scherer in

Verbindung mit liberalen Abgeordneten ; alle drei Anträge

liefen auf die Freiheit der Religionsübung hinaus , und

wenn ſie damals nicht zum Ziele führten , ſo war es ledig —

lich der Umſtand , daß namens der verbündeten Regierungen

Exzellenz von Savigny erklärte , daß dieſe ein ſolches
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Vertrauen in die werbende Kraft der den Anträgen zu —
grunde liegenden Ideen hätten , „ daß wir nicht daran

zweifeln , ſie baldmöglichſt überall adoptiert zu ſehen .
Übrigens wird es künftighin an Gelegenheit nicht fehlen ,
dieſe Fragen von neuem anzuregen , wenn jemand ſolcher
Aufforderung nicht nachkommen ſollte . “ So ertönte die

beruhigende Verſicherung vom Regierungstiſche am 19 .März
1867 . 33 Jahre ſpäter , am 5. Dezember 1900 , aber ſah
der Reichskanzler Graf Bülow ſich genötigt , im Reichs⸗
tage zu erklären : „ Meine Herren , die aus älterer Zeit über —
kommenen Geſetzgebungen dieſes oder jenes Bundesſtaates
enthalten noch Vorſchriften , die mit den in dem größten
Teile des Reichs anerkannten Grundſätzen freier Religions⸗
übung nicht überall im Einklang ſtehen . “ Und die Ver⸗

handlungen über den Toleranzvertrag ſelbſt in den Jahren
1900 bis 1902 haben den durchſchlagendſten Beweis dafür
erbracht , daß das Wort des Reichskanzlers leider nur zu
ſehr begründet iſt . Was der Abgeordnete Wiggers⸗Berlin
am 19 . März 1867 über die ſtaatsrechtliche Stellung der

Katholiken in Mecklenburg verlangte , trifft nahezu alles

noch heute zu ; aber damals beherrſchte das Schlagwort
durch „Einigkeit zur Freiheit “ die politiſche Situation ; die

Zuſage des Bundeskommiſſars von Savigny hat auch
manche beruhigt , und ſo fiel der Antrag Schrader mit 65 gegen
189 Stimmen . Der zweite Vorläufer des Toleranz⸗
antrages hatte mehr Erfolg : er verdichtete ſich in dem

Geſetz des Norddeutſchen Bundes vom 3. Juli 1869 , deſſen
einziger Artikel lautet : „ Alle noch beſtehenden , aus der

Verſchiedenheit des religiöſen Bekenntniſſes hergeleiteten
Beſchränkungen der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen
Rechte werden aufgehoben . Insbeſondere ſoll die Be —

fähigung zur Teilnahme an Gemeinde - und Landesver —

tretung und zur Bekleidung öffentlicher Amter vom religiöſen
Bekenntnis unabhängig ſein . “ Hier liegt der Schlußakt
der Judenemanzipation vor : denn in erſter Linie hatten
die Zuſtände in Mecklenburg gegenüber den Israeliten

dieſes Geſetz gezeitigt . Seither beſteht für die Israeliten
kein Grund zur Beſchwerde mehr ; die deutſchen Katho —
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liken ſind noch nicht in dieſer günſtigen Lage . Bei der

Beratung dieſer Materie war es , wo der Abg . Windt —

horſt bereits den Kern des heutigen Toleranzantrages am

2. Juni 1869 in den Worten vertrat : „ Ich bin der

Meinung , daß jeder religiöſen Uberzeugung die freie und

öffentliche Ausübung geſtattet werden muß , und ich kann

nur mein tiefes Bedauern darüber ausſprechen , daß es

im Norddeutſchen Bund noch Staaten gibt , in denen die

Staatsangehörigen nicht frei und öffentlich ihre Religions —

übungen vornehmen können , ganz wie ihre Religionsüber —

zeugung dieſelbe vorſchreibt . “
Die Beratung der Verfaſſung des Deutſchen Reiches

zeitigte den dritten Vorläufer des Toleranzantrages
des Zentrums ; es war dies der Antrag des Abgeordneten

Reichenſperger , welcher die Grundrechte in der Ver —

faſſungs aufnehmen und als Antrag 5 den Hauptinhalt
des früheren Antrages Schrader aus dem Jahre 1867

feſtſetzen wollte . Der Antragſteller ſchloß ſeine Be —

gründung mit dem zutreffenden Satz : „ Die Tatſache der

Glaubensſpaltung können wir nicht ungeſchehen machen ;
wir können aber die politiſchen Schädlichkeiten , die daraus

erwachſen , überwinden ! Das iſt der Zweck meines An⸗

trages . “ Aber jetzt war , wie der liberale Abg . Lasker

ſpäter einmal ſagte — das Dach über dem Reiche gewölbt ,
und nun konnte der Kulturkampfſturm das Haus durch —

brauſen und erſchüttern ; der Antrag Reichenſperger fiel
mit 59 gegen 223 Stimmen . „ Es war eine Luſt zu leben “ ,

ſo charakteriſierte ſpäter die „ Nat . ⸗Ztg . “ dieſen für ganz

Deutſchland ſo verhängnisvollen Zeitabſchnitt !

Doch ſchon im folgenden Jahre 1872 erſchien im

Reichstag der vierte Vorläufer des heutigen Toleranz —

antrages von freikonſervativer und konſervativer Seite ;
von ſämtlichen Antragſtellern iſt im Reichstage nur noch
Herr v. Kardorff ; dieſer Antrag wünſchte in ſeiner erſten

Ziffer , „ daß innerhalb des Reichs ein Zuſtand des öffent⸗

lichen Rechts hergeſtellt werde , welcher den religiöſen Frieden ,
die Parität der Glaubensbekenntniſſe ſicherſtellt “' . Und

am 14 . Juni hat der Vertreter des Bundesrats Präſident

—————

——

———
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Dr . Friedberg ausdrücklich im Reichstage konſtatiert , daß
der Bundesrat keinen Widerſpruch gegen den Antrag er —

hoben habe , aber er glaube , daß jetzt am Ende der Tagung

nicht mehr die genügende Zeit vorhanden ſei , um die

KN ganze Materie zu verarbeiten , das müſſe der Zukunft

vorbehalten bleiben . In der Eile und Überſtürzung machte
man ein Notgeſetz , d. h. man trieb die Jeſuiten aus dem

Lande und hatte es damit ſo eilig , daß die Kriegsdenk⸗
münze , die 168 Jeſuitenpatres ob ihrer Verdienſte im

Kriege verliehen wurde , ihnen in das Cxil nachgeſendet
werden mußte . Am 14 . Mai 1872 hatte Fürſt Bismarck

angekündigt , daß der Weg einer „ allgemeinen Reichsgeſetz⸗

gebung “ beſchritten werden müſſe , „ um in einer möglichſt

friedlichen , in einer die konfeſſionellen Verhältniſſe des

Reiches möglichſt wenig erſchütternden Weiſe aus dieſem

jetzigen Zuſtand in einen angenehmeren zu gelangen “ .

Windthorſt zog damals die geiſtreiche Parallele zwiſchen
dem Antrag Reichenſperger von 1871 und dem Jeſuiten⸗

geſetz von 1872 in den Worten : „ Wir wollen das Kirchen —

recht der Freiheit — dafür war das Reich nicht kompetent ;

jetzt ſoll das Kirchenrecht der Sklaverei kommen — dafür

iſt es kompetent ! “
Der Kulturkampf tobte ſich aus . Am 23 . November

1900 konnte die Zentrumsfraktion wieder den Faden

aufnehmen , und ſie brachte erſtmals den Toleranzantrag
ein . In eingehender Kommiſſionsberatung fand ſein erſter
Teil Erledigung ; den zweiten Abſchnitt über die Freiheit
der Religionsübung der Religionsgeſellſchaften zogen die

Antragſteller aus geſchäftsordnungsmäßigen Gründen zurück ,
um wenigſtens den erſten Teil der Beſchlußfaſſung im

Plenum unterbreiten zu können . Ddie Verhandlungen

geſtalteten ſich auch hier im allgemeinen ebenſo friedlich
wie in der Toleranzkommiſſion , die ihrem Namen alle Ehre

machte . Im Plenum gaben lediglich die Außerungen der

Abg . Dr . Hieber und Dr . Stockmann Anlaß zu lebhafterer
Debatte . In namentlicher Abſtimmung fand der Antrag
mit 163 gegen 60 Stimmen und 3 Enthaltungen Annahme ;
die Minorität ſetzte ſich zuſammen aus der nationalliberalen
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Fraktion und einem Teil der Konſervativen . Hofprediger
Dr . Stöcker ſtimmte mit Ja . In den neuſten Entſchließungen
des Bundesrats iſt hierüber zu leſen : „ Die Beſchlußfaſſung
des Bundesrats ſteht noch aus . “ Das Zentrum hat am

3. Dezember 1903 ſeinen Antrag erneuert . Der knappe
Rückblick beweiſt eminent , daß Kompetenzbedenken gegen

den Antrag nicht erhoben werden können und daß ferner

das Zentrum im Jahre 1871 wie 1900 und 1903 nur

einen Gedanken weiter verfolgt hat , der zuerſt von liberaler

Seite vertreten wurde . Daß nun gerade die national —

liberale Fraktion das Kind ihrer Vorfahren verleugnet ,

iſt gewiß nicht hübſch !
Die erſte Leſung des Entwurfs fand am 4. , 8. und 18 .

Februar ſtatt ; das Zentrum beantragte Verweiſung an

eine Kommiſſion ; über dieſen Antrag mußte auf Antrag
des Frhr . v. Heyl namentlich abgeſtimmt werden . Das

Haus war bei der erſten Abſtimmung beſchlußunfähig .
Am 21 . Februar wurde mit 151 gegen 113 Stimmen

die Verweiſung an die Kommiſſion beſchloſſen ; für dieſe

ſtimmten : Zentrum , Polen , Elſäſſer , Sozialdemokraten und

von der Wirtſchaftlichen Vereinigung die Abg . Bachmeier ,
Dr . Burckhardt , Mittermeier , Raab , Stauffer , Vogt⸗Hall ,
Dr . Wolff ; Blumenthal ( Pp. ) , von Gerlach ( Freiſ . Ver . ) ,

von Gersdorff ( Konſ . ) , Haußmann ( Pp. ) , Dr . Höffer ( R.
P. ) , Pauli - Oberbarnim (R. P. ), von Spiegel ( Konſ. ) . Alle

anderen Parteien und Abgeordneten ſtimmten mit Nein .

In dem Antrag des Frhrn . von Heyl erblickte das Zentrum
eine ganz beſondere Unfreundlichkeit , zumal es früher mit

demſelben gemeinſame ſozialpolitiſche Anträge geſtellt hatte .
Die Kommiſſion hielt unter dem Vorſitze des Abg . Dr .

Spahn 5 Sitzungen ab ; Dr . Pichler erſtattete einen ſehr

eingehenden Bericht ( Nr . 201 ) , zu welchem Gröber eine

umfangreiche Materialienſammlung lieferte ( u Nr . 201 ) .

Durch den Schluß der Seſſion wurde es vereitelt , daß der

Bericht in die zweite Leſung kam ; der Antrag muß alſo
wieder aufgenommen und von neuem beraten werden .

Wir geben nun bei der Bedeutung und Wichtigkeit
dieſes Antrages ein etwas ausführliches Bild der Ver⸗
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handlungen . Die Begründung des Antrages lag in den

Händen des Abg . Dr . Bachem , der , obwohl leidend , vom

Krankenlager herbeieilte , um eine durchſchlagende Rede zu
I halten . Er wies auf den „vollen moraliſchen Erfolg “ hin ,
K welchen das Zentrum im Jahre 1902 durch Annahme des

erſten Teiles erzielt hatte , wenn auch der Bundesrat ſich
total ablehnend verhalten habe . Doch könne derſelbe jetzt
keine Kompetenzgedanken mehr erheben , nachdem Staats⸗

ſekretär Graf Poſadowsky am 24 . Januar 1905 bei der

Interpellation Büſing ſelbſt zugegeben habe , daß auf
Grund des Artikels 3 der Verfaſſung der Reichskanzler
in bundesfreundlicher Weiſe auf Einzelſtaaten zur Abſtellung
von Mißſtänden auf dieſem Gebiet eingre ifen konnte . In⸗
folge dieſes Einwirkens hätten in einigen Bundesſtaaten
Anſätze zur Verbeſſerung ſtattgefunden , ſo in Mecklenburg
durch die Verordnung vom 5. Januar 1903 , in Braun⸗

ſchweig durch das Geſetz vom 29 . Dezember 1902 , im

Königreich Sachſen aber ſei durch das Geſetz gar nichts
geſchehen , nur wenig durch die Verwaltung . Doch dieſe
kleinen Fortſchritte ſeien nicht genügend , was Redner nur
in einzelnen Fällen nachweiſt . Für die 13 14000 katho⸗
liſchen Saiſonarbeiter wurde in Mecklenburg die Abhaltung
von Gottesdienſten ſehr erſchwert ; für jeden einzelnen Gottes⸗

dienſt muß erſt die Genehmigung der Regierung nachgeſucht
werden ; der Pfarrer von Schwerin hat hierfür einen genauen
Plan einzureichen ; er tat dies ſehr zeitig für das Jahr
1903 , aber der ganze Sommer ging vorüber , ohne daß
die Genehmigung erteilt wurde . In Braunſchweig ſind
Geſuche der Katholiken um Errichtung von Privatſchulen
auch dann abgelehnt worden , wenn bis 100 hatholiſche
Kinder vorhanden waren . Noch kraſſer iſt der ſogen .
Bodenburger Fall . „ Der katholiſche Pfarrer Kaune in
dem preußiſchen Orte Detfurt wurde nach Bodenburg ,
einer braunſchweigiſchen Enklave , berufen , wohin ein katho⸗
liſcher Weichenſteller von der Eiſenbahnverwaltung verſetzt
worden iſt . Dieſer Mann hatte ein kleines , ſchwererkranktes
Kind , und er bat den nächſten katholiſchen Geiſtlichen ,
den genannten Pfarrer Kaune , ſchleunigſt zu kommen und



dem Kinde die Nottaufe zu erteilen . Der Pfarrer denkt

nicht lange nach , er erfüllt ſeine Prieſterpflicht , kommt

und tauft am 20 . September 1903 das Kind und dann

wird dieſe ſchwere , gegen die Staats sgeſetzgebung ver⸗

ſtoßende Handlung geahndet zunächſt mit einem Strafbefehl
von 30 Mk . Geldſtrafe . Daraufhin ſelbſtredend Berufung ;
aber vom Schöffengericht und auch in letzter Inſtanz wird

dieſe Strafe von 30 Mk . beſtätigt . “
In Sachſen - Altenburg wurde einem Forſtgehilfen , der

ſich mit einer Katholikin verheiraten und katholiſch trauen

laſſen wollte , die katholiſche Trauung durch ein amtliches
Verbot unterſagt und die Heiratserlaubnis nicht erteilt .

Als er ſich trauen ließ , war alles in Ordnung .
Nach Aufzählung dieſer Fälle betonte der Redner , daß
der Antrag des Zentrums nichts anderes wolle , als „die
Beſeitigung aller der rückſtändigen, überlebte n Beſtimmungen,
welche aus dem alten Staatskirchentum in die Neuzeit
noch „Alles , was wir für uns wollen , ge⸗

währen wir auch allen anderen Religionsgemeinſchaften .
Auf dieſem Gebiet kann nur eine völlige Gleichheit zu
einem guten Ende führen . Wir ſuchen aber die Gleichheit
nicht in der Unfreiheit , ſondern in der Freiheit , in der

völlig freien Religionsübung der Einzelnen und der Ge —

meinſchaften . “ Dann ging der Redner über zu den Ein⸗

würfen gege
en den Antrag ; man nenne dieſen einen „ Ge —

meinangriff auf die Geſamtſtellung des Proteſtantismus in

Deutſchland J der Proteſtantismus aber werde gar nicht
angegriffen , es werde vielmehr volle Toleranz und Parität

vorgeſchlagen . Das Begräbnisweſen ſei deshalb nicht im

Antrag geregelt worden , weil es zweifellos nicht auf dem

Gebiete der Reichsgeſetzgebung liege ; das Zentrum ſtehe
prinzipiell auf dem Boden der konfeſſionellen Kirchhöfe ,
unbeſchadet der Pflicht , in Notfällen einem verſtorbenen
Andersgläubigen ein Gaſtrecht zu gewähren , mit allen jenen
Rückſichten , die man im bürgerlichen Leben einem ehrbaren ,
bürgerlich gleichſtehenden Gaſte ſchuldet . Weiter ſagt man :

das Zentrum verlangt ſtaatsbürgerliche Toleranz , verweigert
aber religiöſe Toleranz ! Einmal ſei es unerhört , daß man

7
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ſolche Bedingungen für ſtaatliche Gleichberechtigung ſtelle ;
man habe den Proteſtanten in Bayern und Oſterreich
dieſes nicht zugemutet ; ſodann kenne man innerhalb des

Proteſtantismus auch eine religiöſe Toleranz nicht . Alle

proteſtantiſchen Richtungen bekämpfen die katholiſche Lehre
als etwas unbedingt abzulehnendes ; man gibt uns keine

religiöſe Toleranz , wir fordern aber auch keine . Wir achten
die religiöſe Überzeugung der Andersgläubigen , wie wir

wünſchen , daß unſere eigene von anderen ebenſo geachtet wird .

Dieſe Rede des Abg . Dr . Bachem hatte den höchſten

Arger des Abg . Dr . Sattler ( Nt. ) hervorgerufen , der ſo —

fort nach ihm zum Worte kam und die abſolut ablehnende

Haltung ſeiner Partei zum Ausdruck brachte . Das Un —

recht ſei nicht lediglich auf ſeiten der Proteſtanten . Der

Antrag gehe auf die Beſeitigung der Staatshoheit in

Kirchenſachen . Der Sozialdemokrat Dr . David ſprach ſich
für die Kommiſſionsberatung aus , wenn er auch manche
Teile des Antrages bekämpfte und namentlich die Schul —

frage in den Antrag aufgenommen wiſſen wollte . Der

konſervative Abg . Hennig gab zu , daß die ungleiche Be —

handlung der Katholiken in mehreren Bundesſtaaten nicht

länger aufrecht zu erhalten ſei ; aber der Toleranzantrag
ſei unannehmbar . Abg . Dr . Müller - Sagan erklärte für
die Freiſinnige Volkspartei , daß ſie dem erſten Teil des

Antrages zuſtimmen werde , aber den zweiten ablehnen müſſe

(§S 9 - 14) , deshalb ſei ſie auch gegen eine Kommiſſions⸗

beratung . Der Abg . Dr . Stockmann ( R. ⸗P . ) war über⸗

raſcht , daß das Zentrum jetzt dieſen Antrag zur Beratung

ſtellte ; es hätte ſollen nicht jetzt den Zankapfel herein⸗

werfen . Redner ſei vor wie nach von der Unzuſtändigkeit
des Reiches überzeugt . Der Antrag erſtrebe nur eine

ſcheinbare Parität ; er führe in Wirklichkeit zu einer ver —

hängnisvollen Machtſtellung der katholiſchen Kirche in

Deutſchland . Dr . Stöcker ( W. V. ) ſtimmte dem Satz zu ,

daß die Kirche frei vom Staat ſein ſoll ; deshalb würde

er auch für eine Reſolution ſtimmen , die die Einzelſtaaten

auffordert , für die Freiheit der Religionsübung einzuſtehen .

Religiöſe Toleranz fordere er nicht , ſondern nur die Aner —
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kennung , daß auch der Proteſtantismus eine berechtigte

Form des Chriſtentums ſei . Für Kommiſſionsberatung

ſtimmte er . Am 8. Februar wurde die Debatte fortgeſetzt .
Der freiſinnige Abg . Schrader meinte , daß diesmal die

Dinge für den T. - A. nicht ſo günſtig ſtehen wie früher ;
der erſte Teil (§S 1 —8 ) ſei ihm annehmbar , der zweite

nicht . Der ſozialdemokratiſche Abg . Hoffmann - Berlin

behandelte die Frage der Diſſidentenkinder und der Frei⸗

religiöſen ſehr ausführlich . Der freiſinnige Abg . Dr . Müller —

Meiningen beſchäftigte ſich in einer längeren Rede mit

einem von einem badiſchen Geiſtlichen verfaßten Gebetbuche
in einer Weiſe , daß der Abg . Gröber ihm den Dank des

bayriſchen Zentrums für dieſe Wahlrede abſtattete . Nur

unter drei Bedingungen wollte der Redner überhaupt mit

dem Zentrum in dieſer Frage ſprechen : 1. „ Geben Sie die

Schule endlich von der Kirche frei ! “ 2. „ Geben Sie Ge —

wiſſensfreiheit und vor allem die Freiheit der Wiſſenſchaft
und ihrer Lehre ! “ 3. „ Verzichten Sie auf den Kultusetat ! “

Der Abg . Gröber ging nun in längerer Rede näher auf ver⸗

ſchiedene Angriffe ein ; der Antrag ſei nicht gegen den Prote⸗

ſtantismus gerichtet , zumal er auch von den nichtkatholiſchen

Zentrumsmitgliedern unterſchrieben ſei . Selbſt liberale Blätter

hätten anerkannt , daß die heutigen Zuſtände in manchen
Einzelſtaaten nicht mehr zu halten ſeien . Das Zentrum wolle

durch ſeinen Antrag nur dasjenige Staatskirchentum beſei⸗

tigen , „ welches dem Staat eine Aufgabe beilegt , die ihm der

Natur der Sache nach nicht zuͤkommen kann , nämlich die

Aufgabe , in Glaubensſachen entſcheidend einzugreifen und

die Religionsausübung in gewiſſen Beziehungen zu regeln “ .
Wenn gegen den Antrag ins Feld geführt werde , daß er

nur von den „ anerkannten Religionsgemeinſchaften “ ſpreche ,
ſo erkläre er , daß das Zentrum auf dem freieren Standpunkt
in dieſer Frage ſtehe und für die Anerkennung einer

Religionsgemeinſchaft die freieſten Vorausſetzungen zulaſſen
wolle . Dann teilte er noch einige Fälle von Intoleranz aus

Sachſen mit , wo ein katholiſcher Schloßgeiſtlicher mit 30 Mk .

Geldſtrafe belegt wurde , weil er einem ſchwerverwundeten
flaviſchen Arbeiter die Sterbeſakramente geſpendet hatte .
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Sachſen habe doch kein Reſervatrecht ! auf Mißhandlung
der konfeſſionellen Minderheit ! Nach dieſer Rede ſollte
die erſte Leſung beendigt ſein , aber die Nationalliberalen

forderten noch einen weiteren Tag , ſodaß erſt am 18 . Fe⸗
bruar 1905 der Schluß der erſten Leſung eintrat . An dieſem

Tage eröffnete Dr . Hieber ( N. L. ) die Debatte ; er freute

ſich , daß diesmal der Antrag kühler und ablehnender als

früher aufgenommen wurde . Die hatholiſche Kirche hätte
allein den Vorteil von dieſer rein mechaniſchen Toleranz .
Das Reich ſei nicht zuſtändig ; nur die Frage der Kinder —

erziehung könnte von dieſem geregelt werden . Der Redner

ſprach ſich gegen die Kommiſſionsberatung aus . Der ſäch —

ſiſche Geſandte Graf Hohenthal ſuchte die von dem Abg .
Gröber von Sachſen gemeldeten Fälle der Intoleranz zu

widerlegen , mußte aber zugeben , daß Gröber ſie richtig

geſchildert habe , jedoch die ſächſiſchen Geſetze ließen ein

anderes Handeln nicht zu . Gerade gegen dieſe Geſetze

hat ſich doch der Abg . Gröber gewendet . Letzterer ant —

wortete nun Dr . Hieber ; er legte zuerſt dar , wie die heu —

tige Ordinationsverpflichtung der proteſtantiſchen Paſtoren
in den evangeliſchen Landeskirchen Deutſchlands auf die

ſog . Bekenntnisſchriften erfolge , welche ſehr verletzende
und beſchimpfende Außerungen gegen den Katholizismus
enthalten , ſo z. B. werde der Papſt in dieſen Schriften
als der Antichriſt und als das Haupt und der Schutzherr
aller Diebe bezeichnet . Das Schlußwort für den Antrag

hatte Dr . Bachem .
Die Kommiſſion hat ihre Arbeiten in 5 Sitzungen prompt

geliefert . Ein gütiges Schickſal waltete über den Toleranz —

antrag des Zentrums inſofern , als die Kommiſſionsberatung
unmittelbar vor Schluß der Seſſion zu Ende geführt , der

von Dr . Pichler erſtattete Kommiſſionsbericht feſtgeſtellt
und die von dem Abg . Gröber gefertigte ſehr umfang⸗

reiche Materialienſammlung zu dieſem Bericht gerade noch

rechtzeitig zum Abſchluß gebracht werden konnte . Der

Schaden , daß in der nächſten Seſſion die erſte Beratung
des Toleranzantrages wiederholt werden muß , iſt nach

Lage der Umſtände nicht groß , denn unter Umſtänden wird
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der Antrag nunmehr in der Faſſung wieder eingebracht ,
welche er in der Kommiſſionsberatung erhalten hat , ſo
daß die Beratung , wenn auch nicht in der Form , ſo doch
in der Sache da einſetzen wird , wo ſie im Mai abge⸗
brochen wurde . Bei dieſer Wiederaufnahme der Be —

ratungen über den Toleranzantrag werden der Kommiſſions —

bericht und ſeine Materialien , die nicht nur für den Augen⸗
blick beſtimmt waren , gute Dienſte tun . „ Die Gründe für

die ablehnende Stellung einzelner Parteien wurden im

Laufe der Diskuſſion in der Kommiſſion durch wieder —

holte kurze Erklärungen markiert . Namens der Konſer —
vativen erklärte Abg . Henning , für ihn und ſeine Freunde
„ſei der ganze Toleranzantrag unannehmbar , weil derſelbe
auf der Baſis beruhe , daß die Staatshoheit gegenüber
der Kirche ausgeſchaltet werden ſolle ; ſie könnten nicht
beitragen , das Band zwiſchen der Landeskirche und dem

Staate zu zerreißen , deshalb könnten ſie zu dem An⸗

trage keine poſitive Stellung nehmen und würden gegen
alles ſtimmen “ . ( Ber . d. K. , S . 1. ) Im Namen der

proteſtantiſchen Mitglieder der Wirtſchaftlichen Vereinigung
betonte Abg . v. Damm , er und ſeine Freunde ſeien auf
dem Standpunkte , „ daß alle Religionsgemeinſchaften , welche
ſich mit der Stellung eines einfachen Vereins begnügen ,
volle Freiheit haben ſollen ; diejenigen aber , welche als

anerkannte Relgionsgemeinſchaften große Privilegien vom

Staate haben , müſſen ſich auch gefallen laſſen , daß der

Staat ſich in ihre inneren Verhältniſſe einmiſche , ſoweit er

es für notwendig halte . Das Maß dieſer ſtaatlichen Ein⸗

miſchung ſei durch die Landesgeſetze geregelt “ . Er meinte ,
es wäre beſſer , die Beſeitigung der durchaus nicht zu

billigenden Beſchränkungen der Religionsfreiheit durch
eine Reſolution des Reichstags auf dem Wege der

einzelſtaatlichen Geſetzgebung anzuregen . Der freiſinnige
Abg . Schrader erklärte ſich gegen die Beſtimmungen des

zweiten Teiles über die Freiheit der Religionsgemeinſchaften
aus grundſätzlichen und praktiſchen Bedenken .

Namens der Antragſteller gaben die Abg . Gröber

und Dr . Bachem eingehende Erklärungen ab , um die



Auffaſſung des Zentrums über die Tragweite des Antrages

darzulegen und damit eine Reihe von Einwänden abzu —

M ſchneiden . Abg . Gröber betonte , nach der Anſchauung

4 des Zentrums müſſe unter den in Deutſchland gegebenen

ö modernen Verhältniſſen die Frage der Bildung von Religions -
14 gemeinſchaften möglichſt vom Standpunkt der Freiheit aus

geregelt werden . Der moderne konfeſſionsloſe Staat und

1 ſeine Organe , deren Beſtellung nach dem Geſetze vom 3.

ö Juli 1869 von der Zugehörigkeit zu einer Konfeſſion nicht

1 mehr abhängig gemacht iſt , ſeien zu einer Prüfung und

Entſcheidung über religiöſe Fragen in keiner Weiſe be⸗

rufen , ſoweit nicht allgemeine ſittliche Verpflichtungen im

7 Rahmen des allgemeinen Strafgeſetzes eine ſolche Ent —

ſcheidung fordern . Der Einwand , daß das Zentrum den

Kirchen alle bisherigen Rechte und Privilegien erhalten ,
aber das damit notwendig zuſammenhängende Aufſichts —

recht des Staates vollſtändig ausſchalten wolle , ſei durch —
aus unzutreffend . Die Privilegierung einzelner Kirchen
und die Feſtlegung der Rechte und Pflichten des Staates

gegen dieſe privilegierten Kirchen liege auf dem Gebiete

des Landesrechtes und werde durch dieſe Beſtimmungen

nicht berührt . In Preußen würde alſo die Privilegierung
der beiden Landeskirchen bleiben und ebenſo die Rechte
wie auch die finanziellen Verpflichtungen des Staates

gegenüber der evangeliſchen und katholiſchen Kirche . Der

Zentrumsantrag wolle für das Deutſche Reich nur das

Minimum deſſen feſtſetzen , was allen Religionsgemein⸗

ſchaften — privilegierten wie nichtprivilegierten — an

religiöſer Freiheit gewährt werden müſſe . Die freie Aus⸗

übung ihres Kultus muß jeder Religionsgemeinſchaft als

notwendiges Grundrecht vom modernen Staate gewährt
werden . ( Ber . S . 20 . )

Aufſehen erregte in der Kommiſſionsſitzung vom 4. April
eine Erklärung des Abg . v. Vollmar , der ausführte , das

Bemühen des Zentrums , die Konſervativen zur ferneren
Mitarbeit für den Antrag zu gewinnen , ſei vergebens ; er

habe Anhaltspunkte dafür , daß auch die Nationalliberalen

und Freiſinnigen an der ferneren Arbeit betreffs Freiheit
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der Religions gemeinſchaften ſich nicht mehr beteiligen ;

es ſei verſucht worden , auch auf die Sozialdemokraten in

dieſem Sinne einzuwirken ; es liege ein gewiſſes Syſtem in

der Sache . Abg . v. Vollmar fügte bei , in weiten prote⸗

ſtantiſchen Kreiſen ſei die Meinung vertreten , daß die

proteſtantiſche Kirche den Schutz des Staates brauche , um

gleichen Schritt mit der katholiſchen Kirche zu halten , daß

ſie in den Hintergrund gedrängt würde , wenn die hatholiſche

Kirche in vollen freien Wettbewerb treten könne ; das ſei

der eigentliche Grund , weshalb dieſe Parteien ſich fern

hielten . Dieſe Erklärung Vollmars iſt im offiziellen Be⸗

richte ( S. 21 ) feſtgelegt ; ein Widerſpruch dagegen wurde

von keiner Seite erhoben .
Die Beſchlüſſe der Kommiſſion wurden bei der erſten

Beratung des Toleranzantrages im Jahre 1901 ausnahms⸗

los mit ſehr großer Mehrheit gefaßt ; die Minderheit zählte

meiſtens 2 —3 , nur in einem Falle 4 Stimmen . Diesmal

ſetzte ſich die Mehrheit nur aus den Vertretern des Zen⸗

trums , der Polen , der Freiſinnigen Volkspartei lim erſten

Teile auch der Freiſinnigen Vereinigung ) und der Sozial⸗

demokraten zuſammen . In den Beſtimmungen des erſten

Teiles über die individuelle Religionsfreiheit trat eine

materielle Anderung nur in § 4 ein , welcher jetzt auf An⸗

trag der Sozialdemokraten lautet : „ Gegen den Willen der

Erziehungsberechtigten darf ein Kind nicht zur Teilnahme

an einem Religionsunterricht oder Gottesdienſt angehalten

werden . “ Das Zentrum ſtimmte trotz ſchwerer Bedenken

dieſer Faſſung zu , namentlich mit Rückſicht auf die Ver⸗

hältniſſe in Berlin und anderen großen Städten , wo der

Widerſtand ſozialdemokratiſcher Eltern gegen den ſtaatlichen

Zwang zum Religionsunterrichte die ſchlimmſten Mißſtände

für Schule und Religionsunterricht herbeigeführt hat . Das

Zentrum wollte in ſeinem Antrage nur den ſtaatlichen

Zwang zur Teilnahme am Religionsunterricht einer fremden

Konfeſſion ausſchalten . ( Diſſidentenfrage in Preußen . ) Wir

geben nun eine Gegenüberſtellung des Zentrumsantrages

und der Kommiſſionsbeſchlüſſe :
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Antrag Graf von Hompeſch und Genoſſen . ( Nr .
22 der Druckſachen . )

Entwurf
eines

Reichsgeſetzes , betreffend die Freiheit der

Religionsübung .

* Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer ,
1 König von Preußen ꝛc.

verordnen im Namen des Reichs , nach erfolgter Zuſtimmung
des Bundesrats und des Reichstags , was folgt :

883

Jedem Reichsangehörigen ſteht innerhalb des Reichsgebiets
volle Freiheit des religiöſen Bekenntniſſes , der Vereinigung zu
Religionsgemeinſchaften , ſowie der gemeinſamen häuslichen und
öffentlichen Religionsübung zu.

Den bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf durch
die Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geſchehen .

Unberührt bleiben die allgemeinen polizeilichen Vorſchriften der
Landesgeſetze über das Vereins - und Verſammlungsweſen . 9

8

Für die Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes , in welchem
ein Kind erzogen werden ſoll , iſt die Vereinbarung der Eltern maß⸗
gebend , welche jederzeit vor oder nach Eingehung der Ehe getroffen
werden kann . Die Vereinbarung iſt auch nach dem Tode des einen
oder beider Elternteile zu befolgen .

8 3.

In Ermangelung einer Vereinbarung der Eltern gelten für die

Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes , ſoweit nicht nachfolgend
ein anderes vorgeſchrieben iſt , die Vorſchriften des Bürgerlichen Ge⸗
ſetzbuches über die Sorge für die Perſon des Kindes . ö

Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die Pflicht ,
für die Perſon des Kindes zu ſorgen , neben einem dem Kinde be—
ſtellten Vormund oder Pfleger zu, ſo geht bei einer Meinungs⸗
verſchiedenheit über die Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes , in 6
welchem das Kind zu erziehen iſt , die Meinung des Vaters oder der
Mutter vor .

Das religiöſe Bekenntnis des Kindes kann weder von dem
Vormunde noch von dem Pfleger geändert werden .
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Beſchlüſſe der Kommiſſion .

Entwurf
eines

Reichsgeſetzes , betreffend die Freiheit der

Religionsübung .

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer ,

König von Preußen ꝛc.

verordnen im Namen des Reichs , nach erfolgter Zuſtimmung

des Bundesrats und des Reichstags , was folgt :

Volle Freiheit des religiöſen Bekenntniſſes , der Vereinigung

zu Religionsgemeinſchaften , ſowie der gemeinſamen häuslichen und

öffentlichen Religionsübung ſteht innerhalb des Reichsgebiets jedem zu.
Den bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechten und Pflichten

darf durch die Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geſchehen .

82 .

Für die Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes , in welchem

ein Kind erzogen werden ſoll , iſt die Vereinbarung der Eltern maß⸗

gebend , welche jederzeit vor oder nach Eingehung der Ehe getroffen
werden kann .

8 3.

In Ermangelung einer Vereinbarung der Eltern gelten für

die Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes des Kindes , ſoweit nicht

nachfolgend ein anderes vorgeſchrieben iſt , die Vorſchriften des Bürger⸗
lichen Geſetzbuches über die Sorge für die Perſon des Kindes .

Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die Pflicht ,

für die Perſon des Kindes zu ſorgen , neben einem dem Kinde
beſtellten Vormund oder Pfleger zu, ſo geht bei einer Meinungs⸗

verſchiedenheit über die Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes ,
in welchem das Kind zu erziehen iſt , die Meinung des Vaters oder

der Mutter vor .
Das religiöſe Bekenntnis des Kindes kann weder von dem

Vormunde noch von dem Pfleger geändert werden .
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Antrag Graf von Hompeſch und Genoſſen . ( Rr .
22 der Druchſachen . )

8 4.

Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten darf ein Kind
nicht zur Teilnahme an dem Religionsunterricht oder Gottesdienſt
einer anderen Religionsgemeinſchaft angehalten werden , als den in
§ 2 und §3 getroffenen Beſtimmungen entſpricht .

8 5.

Nach beendetem vierzehnten Lebensjahr ſteht dem Kinde die
Entſcheidung über ſein religiöſes Bekenntnis zu .

8 6.

Der Austritt aus einer Religionsgemeinſchaft mit bürgerlicher
Wirkung erfolgt durch ausdrückliche Erklärung des Austretenden
gegenüber der Religionsgemeinſchaft .

Die Erklärung iſt dem Amtsgerichte des Wohnorts gegenüber
abzugeben ; von dieſem iſt ſie der zuſtändigen Behörde der Religions⸗
gemeinſchaft mitzuteilen . Die Erklärung kann ſchriftlich in öffentlich
beglaubigter Form abgegeben werden .

über den Empfang der Erklärung iſt eine Beſcheinigung zu
erteilen .

Das Verfahren iſt koſten - und ſtempelfrei .

8 *

Die Abgabe der Austrittserklärung bewirkt , daß der Aus⸗
getretene zu Leiſtungen , welche auf der Zugehörigkeit zur Religions⸗
gemeinſchaft beruhen , nicht mehr verpflichtet wird .

Leiſtungen , welche kraft beſonderen Rechtstitels auf beſtimmten
Grundſtücken haften oder von allen Grundſtücken des Bezirks oder
doch von allen Grundſtücken einer gewiſſen Klaſſe in dem Bezirk
ohne Unterſchied des Beſitzers zu entrichten ſind , werden durch die
Austrittserklärung nicht berührt .

8 8.

Niemand kann zu Leiſtungen an eine Religionsgemeinſchaft ,
zu welcher er nicht gehört , herangezogen werden , wenn nicht ein ge —
meinſchaftlicher Genuß oder ein beſonderes Rechtsverhältnis beſteht .

§ 9.

Religionsgemeinſchaften , welche in einem der Bundesſtaaten
vom Staate anerkannt ſind ( anerkannten Religionsgemeinſchaften ) ,
ſteht innerhalb des Reichsgebiets die freie und öffentliche Ausübung
ihres Kultus zu.
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Beſchlüſſe der Kommiſſion :

8 4.

Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten darf ein Kind

nicht zur Teilnahme an einem Religionsunterricht oder Gottesdienſt

angehalten werden .

8 5.

Unverändert .

8 6.

Unverändert .

8 7.

Die Abgabe der Austrittserklärung bewirkt , daß der Aus⸗

getretene zu Leiſtungen , welche auf der Zugehörigkeit zur Religions⸗

gemeinſchaft beruhen , nicht mehr verpflichtet wird .

Leiſtungen , welche bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes kraft

beſonderen Rechtstitels entweder auf beſtimmten Grundſtücken haften ,
oder von allen Grundſtücken des Bezirks oder doch von allen Grund⸗

ſtücken einer gewiſſen Klaſſe in dem Bezirk ohne Unterſchied des

Beſitzers zu entrichten ſind , werden durch die Austrittserklärung

nicht berührt .

Unverändert .

8 9.

Religionsgemeinſchaften , deren Lehren und Satzungen den Reichs⸗

ſtrafgeſetzen nicht zuwiderlaufen , iſt die freie und öffentliche Aus⸗

übung der Religion geſtattet .
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22 der Druckſachen . )

Dieſelben ſind insbeſondere befugt , überall im Deutſchen Reich

ohne ſtaatliche oder kommunale Genehmigung Gottesdienſte abzu⸗
halten , Kirchengebäude mit Türmen zu erbauen und auf denſelben
Glocken anzubringen .

Ihre Religionsdiener dürfen die Religionshandlungeu bei allen

Mitgliedern der Religionsgemeinſchaft ausüben .

§ 10.

Der Verkehr der anerkannten Religionsgemeinſchaften mit

ihren Oberen iſt ungehindert .
Vorſchriften und Anordnungen einer anerkannten Religions⸗

gemeinſchaft , welche ſich auf die Religionsübung beziehen , bedürfen

zu ihrer Gültigkeit weder einer Mitteilung an die Staatsbehörde ,
noch einer Genehmigung von ſeiten der Staatsbehorde .

Wbe
Anerkannte Religionsgemeinſchaften können innerhalb des

Reichsgebiets Religionsgemeinden oder geiſtliche Amter , ſofern
für ſolche ſtaatliche Mittel nicht in Anſpruch genommen werden , ohne
ſtaatliche Genehmigung errichten oder abändern .

Landesrechtliche Verbote oder Beſchränkungen der Verwendung
auswärtiger Religionsdiener zu einer ſeelſorgerlichen Tätigkeit finden
keine Anwendung auf die Religionsdiener anerkannter Religions⸗

gemeinſchafen .
§8 12.

Die Aufnahme in eine anerkante Religionsgemeinſchaft , die

Zulaſſung zu deren Religionshandlungen , ſowie die Vornahme einer

Taufe , einer kirchlichen Trauung oder eines kirchlichen Begräbniſſes

iſt von einer Mitwirkung der Behörden des Staates oder einer

anderen Religionsgemeinſchaft oder von einer Anzeige bei ſolchen

Behörden unabhängig .
8 13.

Die Abhaltung von Miſſionen der anerkannten Religions⸗

gemeinſchaften unterliegt keinerlei geſetzlicher Beſchränkung noch

Hinderung .
§ 14.

Religiöſe Genoſſenſchaften , Geſellſchaften und Vereine aller Art ,

welcher einer anerkannten Religionsgemeinſchaft angehören , bedürfen

zu ihrer Gründung und Tätigkeit innerhalb des Reichsgebiets keiner⸗
lei ſtaatlicher oder kommunaler Genehmigung .

Urkundlich ꝛc.

Gegeben ꝛc.
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Beſchlüſſe der Kommiſſion :

Die Aufnahme in eine ſolche Religionsgemeinſchaft , die Vor⸗

nahme von Religionshandlungen und die Abhaltung von religiöſen

Verſammlungen , ſowie die Zulaſſung zu dieſen Handlungen und Ver⸗

ſammlungen iſt von einer Mitwirkung der Behörden des Staates ,

der politiſchen Gemeinden oder einer anderen Religionsgemeinſchaft
oder von einer Anzeige bei denſelben unabhängig .

Ihre Religionsdiener dürfen die Religionshandlungen bei allen

Mitgliedern der Religionsgemeinſchaft ausüben .

§ 10.

Der Verkehr der Religionsgemeinſchaften mit ihren Leitern oder

Oberen iſt ungehindert .
Vorſchriften und Anordnungen einer Religionsgemeinſchaft ,

welche ſich auf die Religionsübung beziehen , bedürfen zu ihrer Gültig⸗

keit weder einer Mitteilung an die Staatsbehörde , noch einer

Genehmigung von ſeiten der Staatsbehörde .

Die Religionsgemeinſchaften können innerhalb des Reichsgebiets

Religionsgemeinden oder geiſtliche Amter , ſofern für ſolche ſtaatliche

Mittel nicht in Anſpruch genommen werden , ohne ſtaatliche Ge —

nehmigung errichten oder abändern .

Die Religionsgemeinſchaften ſind befugt , überall im Deutſchen

Reich Kirchengebäude mit Türmen zu erbauen und auf denſelben

Glocken anzubringen .

8 12

Fällt weg .

8 13.

Fällt weg .

8 14.

Religiöſe Genoſſenſchaften , Geſellſchaften und Vereine aller Art

bedürfen zu ihrer Gründung , Niederlaſſung und Tätigkeit innerhalb

des Reichsgebiets keinerlei Genehmigung des Staates oder der

politiſchen Gemeinden .

Urkundlich ꝛc.

Gegeben ꝛc.



„ Dem Kommiſſionsberichte iſt durch den Abg . Gröber

wieder eine „ Materialenſammlung “ beigegeben worden ,

welche in den amtlichen Druckſachen des Reichstages 312

Seiten umfaßt . Der erſte Teil enthält Beſtimmungen der

deutſchen Staatsverträge über die Freiheit der Religions⸗

übung . Dann folgt das braunſchweigiſche Katholikengeſetz
vom 29 . Dezember 1902 , die mecklenburgiſche Verordnung
vom 5. Inuar 1903 , ferner Aktenſtücke über die Anwendung
der ſächſiſchen Religionsgeſetze und das ſächſiſche Juden⸗

geſetz vom 10 . Juni 1904 . Weitere vier Abſchnitte bringen

amtliche Aktenſtücke über die religiöſe Kindererziehung ,
die Verpflichtung zur Teilnahme am öffentlichen Religions⸗

unterrichte in den Schulen , die Leiſtungen an andere

Religionsgemeinſchaften und die Freiheit der religiöſen
Orden und Vereine . Den Schluß bildet der Abdruck der

Kundgebung des Deutſchen evangeliſchen Kirchenausſchuſſes

gegen die Aufhebung des § 2 des Jeſuitengeſetzes und

der im Auftrag desſelben Kirchenausſchuſſes verfaßten Denk⸗

ſchrift gegen den Toleranzantrag .
An poſitiven Erfolgen auf dem Toleranzgebiete ſind

zu verzeichnen : a) das Katholikengeſetz von Braunſchweig
vom 29 . Dezember 1902 , b) das mecklenburgiſche Toleranz⸗

geſetz vom 5. Januar 1903 , betr . die öffentliche Religions⸗

übung der Angehörigen der reformierten und der katholiſchen

Kirche , c) das ſächſiſche Geſetz vom 10 . Juni 1904 , betr .

die israelitiſchen Religionsgemeinden , d) ein Erlaß des

württembergiſchen Kultusminiſteriums vom 3. November

1904 , betr . die Teilnahme von Diſſidentenkindern am

Religionsunterrichte in den öffentlichen Schulen , e) die

Aufhebung des § 2 des Jeſuitengeſetzes . Dieſes Gewinn⸗

konto iſt nicht unbeträchtlich , wenn auch größere Erfolge

wünſchenswert geweſen wären . Der größte Schritt iſt in

Mecklenburg geſchehen , das grundſätzlich die Parität ein⸗

geführt und den bisherigen Charakter eines ausſchließlich
proteſtantiſchen Staatsweſens aufgegeben hat .

Die Materialienſammlung iſt um ſo wertvoller , als

ſie zum Teil Aktenſtücke enthält , die ſonſt nicht leicht zu⸗

gänglich ſind , wie z. B . die ſchon genannte Denkſchrift des
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Deutſchen evangeliſchen Kirchenausſchuſſes und die Verhand —

lungen über die Toleranzgeſetze in den Landtagen von

Braunſchweig und Mecklenburg . Die im fünften Teile

gegebene Sammlung von Aktenſtücken über Maßnahmen
der evangeliſchen Landeskirche Preußens zeigt , wie ſyſte⸗

matiſch und andauernd mit Benutzung aller nur denk⸗

baren Mittel auf proteſtantiſcher Seite darauf hingearbeitet
wird , die gemiſchten Ehen zu überwachen und auf die

Leute im Sinne der proteſtantiſchen Kindererziehung einzu⸗
wirken .

Verſchiedene Konſiſtorialerlaſſe aus dem Jahre 1890

u. ff. ſchreiben vor , daß in jeder Pfarrei eine Liſte über

die beſtehenden Miſchehen und die konfeſſionelle Er⸗

ziehung der aus denſelben hervorgegangenen Kinder ge—⸗

führt , daß bei jeder Viſitation dieſe Liſten eingeſehen , und

bei einem Domizilwechſel dem Geiſtlichen der neuen Ge —

meinde Mitteilung gemacht werde . Ein Erlaß des evange —⸗

liſchen Oberkirchenrates vom 11 . April 1883 belehrt , daß
eine auch in eidlicher Form bei Eingehung der Ehe ge⸗

machte Zuſage über katholiſche Kinderziehung „nicht als

vor Gott verbindlich anerkannt werden “ könne ; „ ſchwankende

Gemüter , welche gewohnt ſind , die eigene Überzeugung
nach einer höheren Autorität einzurichten , ſind darüber zu

belehren , daß in Preußen nach dem Willen der Obrigkeit
die Kinder in der Regel der Religion des Vaters folgen

ſollen “ ( Mat . S . 154 und 151 ) .
Einen wichtigen Behelf zur Begründung des Toleranz⸗

antrages bieten die deutſchen Staatsverträge . Der Freund⸗

ſchaftsvertrag zwiſchen Deutſchland und Coſta Rica vom

18 . Mai 1875 z. B . garantiert den in Deutſchland

wohnenden Coſtaricanern „die vollſtändigſte Kultus⸗ und

Gewiſſensfreiheit und ungeſtörte Ausübung ihres Gottes⸗

dienſtes “ in Kapellen , Kirchen oder ſonſtigen Orten ; der

Freundſchaftsvertrag zwiſchen Deutſchland und Zanzibar
vom 20 . Dezember 1885 gewährleiſtet den Zanzibariten
in Deutſchland die unbeſchränkte „freie und öffentliche

Ausübung aller Kulte , das Recht der Erbauung gottes⸗

dienſtlicher Gebäude und die Einrichtung von Miſſionen ,
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welcher Art dieſelben angehören möge “ . Hiernach hätten

katholiſche Untertanen des Sultans von Zanzibar , welche
in Sachſen ſich niederlaſſen , unzweifelhaft größere religiöſe

Freiheit zu beanſpruchen als die katholiſchen Untertanen

des katholiſchen Königs von Sachſen genießen . Quousque
tandem ?

Abg . Gröber hat mit der mühſamen Zuſammen⸗

tragung dieſes reichen Materials auch der Wiſſenſchaft einen

großen Dienſt erwieſen . Wir haben den Wunſch , daß

dieſes Material von den Vertretern der katholiſchen Wiſſen⸗

ſchaft weiter bearbeitet werde , daß insbeſondere die „ Denk⸗

ſchrift “ des Deutſchen evangeliſchen Kirchenausſchuſſes eine

kritiſche Beleuchtung finden möge “ . ( Nach den Ausführungen
des Abg . Dr . Pichler in der „ Allgem . Rundſchau “ . )

Nun hat die Zukunft ſich wiederum mit dieſem Geſetz⸗

entwurf zu befaſſen ; denn das Zentrum wird nicht nach —

geben , bis es die Annahme desſelben erreicht hat . Die

Katholikenquälerei darf nicht ein Reſervatrecht der Klein —

ſtaaten bilden ! Solche Zuſtände müſſen beſeitigt werden ;

ſie müſſen einer gerechten Behandlung Platz machen ;

das will der Toleranzantrag . Er iſt ein Ausdruck der

Gleichberechtigung aller Staatsbürger . Von ſeinen Gegnern

iſt kein erfolgreicher anderer Weg zur Erreichung dieſes

Zieles vorgeſchlagen worden ; einmal wurde zwar geſagt :

man möge ſich auf eine Reſolution vereinigen , um die

Bundesſtaaten aufzufordern , dieſe Mißſtände zu beſeitigen !

Aber dies führt nicht zum Ziele ! Die betroffenen Bundes —

ſtaaten kennen dieſe Beſchwerden ſchon ſehr lange , und

was haben ſie zu ihrer Abſtellung getan ? Sachſen gar

nichts ; Braunſchweig faſt nichts ; Mecklenburg ein wenig

mehr ! Was ſoll hier eine Reſolution helfen ? Von an⸗

derer Seite wurde es als eine Pflicht des Deutſchen

Evangeliſchen Kirchenausſchuſſes bezeichnet , auf Abhilfe

hinzuarbeiten ! Iſt das ernſt gemeint ? Die Katholiken

haben auf einen ſolchen Vorſchlag nur die Antwort : der

Bock iſt zum Gärtner avanciert ! Der Deutſche Evangeliſche

Kirchenausſchuß kennt ſchon ſehr lange dieſe Mißſtände ,

er hat keinen Finger gerührt ! Was er bisher auf kirchen —
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politiſchem Gebiete unternommen hat , muß nur das größte
Mißtrauen in allen katholiſchen Kreiſen erzeugen ! Als

nämlich in Paragraph 2 des Jeſuitengeſetzes jene Be⸗

ſtimmung fiel , welche die Jeſuiten den Landſtreichern und

Vagabunden gleichſtellte , wie Laband in ſeinem Staatsrecht
konſtatiert , welche die Jeſuiten ſchlechter behandelte als

„ Anarchiſten und Revolutionäre “ — wie Hofprediger
Dr . Stöcker erſt dieſer Tage in ſeiner „ Reformation “ aus⸗

führte , da war es der Deutſch⸗Evangeliſche Kirchenausſchuß ,
der hiergegen feierlich Proteſt einlegte ! Und auf dieſe
Korporation will man die deutſchen Katholiken verweiſen ?
Dieſe ſoll mehr Licht und Luft für die Katholiken in

Einzelſtaaten verſchaffen ! Das iſt die reinſte Verhöhnung
auf ſolche begründeten Beſchwerden ! Dieſer Ausdruck iſt
ſcharf ; aber man komme uns doch nicht mit ſolchen Ein —
reden ! Hier kann nur ein Reichsgeſetz Abhilfe bringen !
Die einzelſtaatlichen Regierungen haben alles Vertrauen
in dieſer Beziehung verloren ! Sollen wir noch an jene
Agitation erinnern , die von der braunſchweigiſchen Paſtoren⸗
ſchaft in Anlehnung an mächtige Einflüſſe bei höchſter
Stelle geführt wurde , als die dortige Regierung den Wün⸗

ſchen der Katholiken mehr entgegenkommen wollte und die
dann das ungenügende Geſetz von 1902 verſchuldet hat ?
Die Zuſtändigkeit des Reiches iſt gegeben in Artikel 3 der

Verfaſſung , wie es Staatsſekretär Graf Poſadowsky bei
der Beſprechung der Interpellation Büſing ſelbſt betont hat !
Wer ſich der reichsgeſetzlichen Regelung widerſetzt , deſſen
Toleranzgeſinnung halten wir für federleicht ; er will das

Meſſer nicht in die Hand nehmen , um dürre Aſte zu beſeitigen .
Auffallend war , welche verſtärkt unfreundliche Haltung

die Nationalliberalen zu dem Antrag einnahmen ; ganz
befremdlich aber iſt der Antrag des Abgeordneten Freiherrn
von Heyl . Dag ein ſolcher Geſetzentwurf in ſeinen Einzel⸗
beſtimmungen nicht ohne Vorberatung in einer Kommiſſion
vom Plenum durchberaten werden kann , iſt ſelbſtverſtänd⸗
lich; wenn nun aber eine größere Fraktion für irgend
einen Initiativgeſetzentwurf Kommiſſionsberatung wünſchte ,
ſo wurde ſie ſtets gewährt ! Dieſem Wunſche des Zen —
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trums trat Freiherr von Heyl dadurch entgegen , daß

er namentliche Abſtimmung über die Verweiſung an

die Kommiſſion forderte . Der Antragſteller mag der

ſchärfſte Gegner des Antrages ſelber ſein , das iſt ſein

gutes Recht und hat er vor ſich ſelber zu verantworten !
Aber eine eingehende und ſachliche Behandlung des An⸗

trages — und die kann nur in der Kommiſſion geſchehen
— vereiteln und hintertreiben zu wollen , bekundet einen

beſonders hohen Grad parlamentariſcher Unfreundlichkeit!
Von Freiherrn von Heyl kam mir dieſer Antrag deshalb

beſonders überraſchend , weil gerade das Zentrum mit ihm

in ſehr vielen ſozialpolitiſchen Fragen Hand in Hand ging

und gemeinſame Anträge mit ihm noch in dieſer Seſſion

einbrachte ! Sein jetziges Verhalten muß natürlich auch

eine Rückwirkung auf das meiner politiſchen Freunde nach

ſich ziehen . Selbſt wenn der Antrag abgelehnt werden

ſollte , ſo müßte er ſo oft wiederkehren , bis die ſelbſt

von den Gegnern zugeſtandenen Mißſtände beſeitigt ſein

werden . Das fordert die Ehre der Zentrumsfraktion , das

Anſehen der deutſchen Katholiken .
Wer dem konfeſſionellen Frieden trauen will , der muß

für wahre Parität in Deutſchland Sorge tragen . Auf

ſtaatlicher Bevormundung einer Konfeſſion , auf kleinlichen

Polizeimaßnahmen gegen die Katholiken läßt ſich auf die

Dauer kein Friede erzielen . Bitter not aber tut uns das

Zuſammenarbeiten der großen Konfeſſionen ! Die Aufgaben

Deutſchlands in der Gegenwart ſind ſolch rieſige , daß alle

Kräfte im Vaterland angeſpannt werden müſſen , um ſie zu

erfüllen ! Konfeſſioneller Unfrieden iſt das Grab der Welt⸗

machtſtellung des Deutſchen Reiches , und kein Heer und

keine Flotte kann dieſe ſchützen , wenn im Innern des

Reiches der Hader zerſtört ! Die wirtſchaftspolitiſchen
Gegenſätze und die Kämpfe gegen die Sozialdemokrate ſind

wahrlich genug der Sorge im Innern ! Muß der kon⸗

feſſionelle Zwiſt noch hinzutreten ? Kein Vaterlandsfreund
wird hier mit Ja anworten ! Friede unter den Konfeſſionen

aber iſt nur möglich auf dem Boden ihrer ſtaatlichen Gleich⸗

berechtigung ! So iſt der Toleranzantrag , der dieſe in
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allen deutſchen Gauen herbeiführen will , nicht nur ein

wahrhaft moderner Antrag , ſondern auch eine wahrhaft
patriotiſche und nationale Tat !

tnt

B. Staatliche Gleichberechtigung
der Konkelſſionen .

t

1. Wie ſchon im Vorjahr , ſo brachte auch heuer der

Abg . Erzberger die Frage zur Sprache , daß das Uapital
der Landesverſicherungsanſtalten in gerechter Weiſe beiden

Konfeſſionen unter der üblichen Vorausſetzung zur Ver —

fügung ſtehen müſſe . Auf die vorjährige Anregung hin
iſt eine neue Statiſtik aufgeſtellt worden , nach welcher ſich
ergiebt , daß an proteſtantiſche Anſtalten 29 Millionen aus⸗

geliehen wurden , an katholiſche 15 Millionen . Der Abg .
Erzberger erklärte ſich hiermit zufrieden . ( 153 . Sitzung
vom 2. März 1905 , S . 4934 . )

2. Aber in den heilſtätten , ſo führte der Abg . Erz⸗
berger beim erwähnten Anlaß aus , ſei die Parität noch nicht
gewahrt ; nur in einer Anſtalt ſeien 3 katholiſche Ordens —

genoſſen als Krankenpflegerperſonal verwendet , während
nicht weniger als 122 dieſer Perſonen ſolchen Organiſationen
angehören , die einen nicht katholiſchen Charakter tragen .
Aus den Provinzen Schleſien und Poſen werden nach
den Ausführungen des Abg . Erzberger lebhafte Klagen
darüber geführt , daß die Paſtoration für die Katholiken
in Heilanſtalten und Krankenhäuſern ſehr mangelhaft ſei .
In der Provinz Poſen werden die hatholiſchen Ver⸗

ſicherten alleſamt einer proteſtantiſchen Anſtalt überwieſen ,
die ganz durch die Verſicherungsanſtalt gehalten werden .

Insgeſamt handle es ſich im Reiche um jährlich 11

Millionen Mark , die für Zwecke des Heilverfahrens
ausgegeben würden und deshalb bitte er auch um eine

nähere Statiſtik darüber , wie dieſe Summe den einzelnen
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konfeſſionellen Anſtalten und Krankenhäuſern zu gute

kommen . Niemand ſei mehr erfreut als das Zentrum ,

wenn es keine Klagen mehr erheben müſſe . ( 163 . Sitzung

vom 14 . Juli 1903 , S . 5234 . )
3. Mehr Freiheit für die krankenpflegenden Orden

forderte der Abg . Erzberger auch im ſozialen Intereſſe ,

um namentlich für das Land eine ſachgemäße Krankenpflege

zu erhalten . Wenn an höchſter Stelle der Ausdruck gefallen
ſei , daß man an den Früchten erkennen werde , welche
Konfeſſion die richtige ſei , ſo müßten auch die Konſequenzen

dieſer Anſchauung gezogen werden . Die Blüten der katho⸗

liſchen Religion , die Ordensgenoſſenſchaften , dürfe man

nicht mit einem Netze kleinlicher Polizeimaßnahmen zu er —

drücken ſuchen . ( 163 . Sitzung vom 14 . März 1905 , S . 5274 . )

tntntæn

C. Foͤrderung des ſittlich⸗religioͤlen

Holltswohles .

t .

1. Die ſtrengere Durchführung der Sonntagsruhe als

Vorausſetzung der Sonntagsheiligung behandeln wir im

dritten Teile ; hier ſei nur an die Anträge des Zentrums

erinnert , die eine 36 ſtündige Sonntagsruhe in Fabriken

forderten , für den Großhandel nur zwei Stunden Sonntags⸗
arbeit zulaſſen und den in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften

beſchäftigten Perſonen mindeſtens jeden zweiten Sonntag
die Zeit zum Gottesdienſt freigeben wollten ( Nr . 555 ) .

Ferner die Anträge auf Sonntagsruhe in Glashütten ( Nr.
662) , auf erhöhte Sonntagsruhe im Reichspoſtbetriebe ( Nr.
547 ) und bei den Reichseiſenbahnen ( Nr . 551 ) . Beim

Militäretat rügte der Abg . Erzberger , daß die Aus⸗

muſterungsgeſchäfte in katholiſchen Gegenden am 19 . März

( Joſephstag ) und 25 . März ( Mariä Verkündigung ) vor⸗

genommen würden . ( 171 . Sitzung vom 23 . März 1905 , S .

5536 . )



2. Über die Petition der Berliner Kreisſynode betr .

Unterdrückung ſchlechter Literatur⸗ und Uunſterzeugniſſe
hatte ſchon im erſten Seſſionsabſchnitt der Abg . Dr . Marcour
einen vortrefflichen Kommiſſionsbericht erſtattet ( Nr. 310 ) ,
in welchem er namentlich mit vieler Mühe auch alle
Stimmen aus dem liberalen Lager geſammelt hatte , die
eine Verſchärfung der Strafbeſtimmungen forderten . Die

Kommiſſion beantragte Überweiſung zur Berückſichtigung ;
Dr . Semmler ( N. L. ) ſtellte den Antrag auf Übergang zur
Tagesordnung ( Nr . 513) j . Am 12 . Mai 1905 kam die

Petition zur Verhandlung . Der Abg . Roeren trat in

längeren Ausführungen für den Kommiſſionsantrag ein ;
es handle ſich darum , wirkſame Mittel zur Bekämpfung
des Schmutzes in Wort und Bild zu gewähren , was an —

geſichts der rieſigen Verbreitung des Schmutzes geboten
ſei . Selbſt liberale Blätter und der Goethebund hätten
dieſe Notwendigkeit zugegeben . In allen anderen Staaten

beſtänden ſchärfere Beſtimmungen . ( 184 . Sitzung vom
12 . Mai 1905 , S . 5972 . ) Der ſozialdemokratiſche Abg .
Heine mußte zugeben , daß es eine „ ekelhafte und wider —

wärtige Schmutzliteratur “ gebe , die ſich auch hier und da
unter der Maske von Wiſſenſchaft und Kunſt verbreitete ;
auch liege in dieſer Verbreitung eine Gefahr für die heran⸗
wachſende Jugend . Aber dennoch lehnte er ſchärfere Straf —
beſtimmungen ab ; wenn die Polizei wollte , könnte ſie
heute ſchon die Schmutzliteratur anpacken , aber dieſe laſſe
die ſchmutzigſten Dinge ruhig gewähren ! Neue Straf —
beſtimmungen ſeien nur gegen die geiſtige Freiheit gerichtet
S . 5974 ) . Der Antrag auf Berückſichtigung fand Annahme
gegen die Stimmen der Nationalliberalen , Freiſinnigen und

Sozialdemokraten ; nur einige Nationalliberale ſtimmten
für den Antrag .

3. Eine Petition forderte Aufhebung der Strafbe⸗
ſtimmungen gegen gewiſſe unſittliche handlungen ( 8 175
des Strafgeſetzbuches ) . Die Kommiſſion beantragte Über⸗

gang zur Tagesordnung ; einen eingehenden Bericht über

dieſe Frage hatte der Abg . Dr . Thaler ausgearbeitet
( Nr . 407) , der auch im Plenum für dieſen Antrag eintrat .
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Bemerkenswert war , wie der Abg . Thiele ( S. ⸗D. ) ſich

ganz für die Petition ausſprach ; aber ſein Fraktions⸗

kollege von Vollmar betonte , daß er nur für ſeine Perſon
geſprochen habe ; die Sozialdemokratie habe als Partei

nichts mit der Sache zu tun . Es wurde Übergang zur

Tagesordnung beſchloſſen . ( 177 . Sitzung vom 31 . März

1905 , S . 5842 . )
4. Die Frage der Religionsbeſchimpfung iſt durch

einen Antrag der Freiſinnigen Volkspartei angeſchnitten

worden ( Nr . 548 ) . Der § 166 des Strafgeſetzbuchs für

das Deutſche Reich lautet :

§ 166 .

Wer dadurch , daß er öffentlich in beſchimpfenden Aeußerungen

Gott läſtert , ein Argernis gibt , oder wer öffentlich eine der chriſt —

lichen Kirchen oder eine andere mit Korporationsrechten innerhalb

des Bundesgebietes beſtehende Religionsgeſellſchaft oder ihre Ein⸗

richtungen oder Gebräuche beſchimpft , ingleichen wer in einer

Kirche oder in einem anderen zu religiöſen Verſammlungen be⸗

ſtimmten Orte beſchimpfenden Unfug verübt , wird mit Gefängnis

bis zu drei Jahren beſtraft .

Hierzu ſtellte nun die Freiſinnige Volkspartei in Ver⸗

bindung mit der Deutſchen Volkspartei den Antrag :

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , baldigſt einen Geſetzentwurf

vorzulegen , der in §S 166 des Reichs⸗Strafgeſetzbuches die Worte

ſtreicht : „ oder wer öffentlich eine der chriſtlichen Kirchen oder eine

andere mit Korporationsrechten innerhalb des Bundesgebietes

beſtehende Religionsgeſellſchaft oder ihre Einrichtungen oder Ge⸗
bräuche beſchimpft “ .

Dieſer Antrag kam offiziell nicht zur Verhandlung ;

er wurde aber bei der Beratung des Etats des Reichs —

juſtizamtes wiederholt geſtreift . Dr . Müller - Meiningen

meinte , daß die Gottesläſterungsklauſel nicht geſtrichen
werden dürfe , ſondern nur die Beſtimmung über die Re⸗

ligionsbeſchimpfung , da dieſe zu einer der größten Gefahren

für den konfeſſionellen Frieden geworden ſei . Der heutige

Zuſtand bringe die Richter in Gewiſſenskonflikte ; er ſei

eine Imparität zugunſten der katholiſchen Kirche . Dr .

Spahn betonte , daß dieſer Artikel nicht eine Kirche ſchütze,

ſondern die Angehörigen einer Kirche in ihrem religiöſen
Gefühle ; er ſchütze das Individuum . Gerade weil in



Deutſchland die konfeſſionelle Bewegung hochgehe , ſei ein

ſolcher §S nötig , der nur Beſchimpfungen unter Strafe ſtelle .

Staatsſekretär Nieberding betonte , daß er keine Neigung

habe , eine entſprechende Vorlage auszuarbeiten , ſchon weil

der Bundesrat und Reichstag ſie doch verwerfen würde

( 118 . Sitzung vom 14 . Januar 1905 , S . 3768 ) . Der Abg .

Schmidt - Warburg betonte , daß der Artikel nur jenen

beſtrafe , der ſchimpfe ; jedenfalls ſei ein katholiſcher Biſchof

noch nicht auf Grund dieſes Artikels beſtraft worden .

Dr . Müller - Meiningen bezeichnete ſeinen Antrag als

einen „ Kampfantrag gegen das Zentrum “ , hinter dem die ge —

ſamte Linke ſtehe ; dann brachte er einige Zitate aus päpſt⸗

lichen Rundſchreiben vor , von denen der Abg . Dr . Spahn

ſofort nachweiſen konnte , daß ſie nicht richtig wiedergegeben
waren ( 119 . Sitzung vom 16 . Januar 1905 , S . 3803 ) .
Dabei konnte das Zentrum und ſein Redner erſt aus

der Debatte und aus Zwiſchenrufen des Abg . Müller

entnehmen , welche Stellen der Abg . Dr . Müller als ver⸗

letzend für den Proteſtanten vermeinte ; derſelbe rief

wiederholt „ Weiterleſen “ , ſo daß erſt aus der Entgegnung

klarſtand , was der Abg . Dr . Müller beanſtandete . Trotz⸗
dem war Dr . Spahn ſofort in der Lage , die Sache kKlarzu —

ſtellen und nachzuweiſen , daß nicht der Proteſtantismus
als „ Reich des Satans “ bezeichnet war , ſondern die

Freimaurerei ! Man ſieht hieraus , wie einerſeits die

Zentrumsabgeordneten ſtets beſchlagen ſein müſſen und

andererſeits , wie leichtfertig oft von gegneriſcher Seite

Angriffe erhoben werden ! Auch Dr . Hieber ſprach ſich
für den Antrag der Freiſinnigen aus ; ebenſo der Sozial⸗
demokrat Kunert und die Freiſinnigen Schrader und

Dove .

— ————
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